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Klägerin und Revisionebeklagtey
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Der 5() Senat des Bundessozielgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 230 August 1967 durch

_Senatepräsident R i o h t e r
_ Vorsitzender —„

BundeeriChter Dr° D a p p r i c h?

Bundeerichter Dro W i t t e?

Bundessozialrichter M a r e c h e l und

Bundeeeozialriohter M i o h a e l i s

für Recht erkanntz

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landeseozialgerichte für das Saarland vom 250 März

1964 aufgehoben° Der Rechtsstreit wird zu neuer Verm
handlung und Entscheidung an das Lendessozialgericht

zurückverwieseno
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Die Klägerin erstrebt Hinterbliebenenrente als

frühere Ehefrau des am 59 Juni 1958 gestorbenen

Johann Sch 1113 der bei der Beklagten versichert

gewesen isto Die Ehe der Klägerin mit dem Ver—

sicherten? aus der die am 300 November 1930 ge—

borene Tochter Johannastemmt9 ist durch Urteil

vom 160 Oktober 1940 aus Alleinversehulden des

Versicherten geschieden worden„ Nach Verbüßung

einer Freiheitsstrafe hatte der Versicherte an

die Klägerin zunächst freiwillig9 denn auf; Grund

eines Urteils des Amtsgerichts Völhingen vom 280
Juli 1944 bis zur Räumung des Saarlandes im
Jahre 1944 monatlich 30?—m RM Unterhalt geleistet;

nach Kriegsende hat er keine Unterhaltsleistungen

mehr erbrachte Eine am 280 Oktober 1944 einge«

gangene neue Ehe des Versicherten? aus der zwei

Kinder (geboren 7945 und 1947) hervorgegangen
sind9 wurde am 150 Mai 1953 aus beiderseitigem

Verschulden geschiedeno Die Klägerin hatte von
1945 bis 1955 die volle Fürsorgeunterstüzung bee

zogen; von September 1955 an arbeitete sie als

Putzfrau bei der Stadt Völklingen und erhielt

neben ihrem Verdienst den Untersehiedsbetrag zum
vollen Fürsorgesatz ausgezahlto

Der Antrag der Klägerin vom 190 Juni 1958 auf

.Gewährung der Hinterbliebenenrente wurde von der

Beklagten abgelehnt° Widerspruch und Klage vor
dem Sozialgericht (SG) waren erfolgloso

Das Landessozialgerioht (LSG) hat die Beklagte
unter Aufhebung ihrer Beseheide verurteilt9 der
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Klägerin Hinterbliebenenrente zu gewähreno Es sieht

die Voraussetzungen für den Anspruch nach @ 65 des

Reichsknappschaftsgesetzés (EKG) als erfüllt ano Der
Versicherte sei zur Zeit seines Todes der Klägerin als

seiner geschiedenen Ehefrau unterhaltspflichtig gewesehÄ

Die Unterhaltsverpflichtung habe schen allein auf Grund

des Unterhaltsnh■eils von 1944 bestanden° Dieser Titel

sei bis zum Tode des Versicherten nicht weggefallen; auch

hätte der Versicherte zu diesem Zeitpunkt nicht die Be—

seitigung des Titels im Wege der Abänderungsklage verlangen

könneno Zwar hätten sich die für die Urteilsfindung maß“

gehlichen Verhältnisse inzwischen geändert? weil dem Ver«

sicherten durch die Geburt der Kinder aus zweiter Ehe neue

Unterhaltspflichten erwachsen seien ‚ diese Änderung in den

Verhältnissen des Versicherten seit 1944 sei jedoch? insge—

samt gesehen? nicht derart gewesen9 daß sie zu einem Wege

fall der Unterhaltsverpflichtung gegenüber der Klägerin gem

führt hätteo Nach @@589 59 des Ehegesetzes (EheG) habe eine
solche zur Zeit des Todes noch bestandeno Das ergebe sich

aus der Anwendung der Formel9 nach der grundsätzlich von dem

zur Befriedigung der Unterhaltsansprüche in Betracht kommenden

Verdienst des Versicherten vier Teile auf ihn_selhst9 zwei

Teile auf die Ehefrau und je ein Teil auf jedes unterhalt5w

berechtigte Kind entfallen° Im Jahre 1958 habe auch das nicht

mehr minderjährige Kind aus der Ehe mit der Klägerin Anspruch

auf Unterhalt gehabt9 da es — wie unstreitige= infolge Kranke

heit voll pflegebedürftig sei° Nach dem Gesetz sei aber aueh

das Einkommen der Klägerin selbst zu berücksichtigen; dabei

sei die vorerwähnte Formel in der Weise anzuwendeng daß_auf

die Klägerin vier Teile? auf den Versicherten zwei Teile und

ein Teil auf das gemeinsame Kind kämen° Von dem monatlichen

Durchschnittseinkommen des Versicherten in Höhe von
5600009— Franken entfielen hiernach 1600009— Franken auf

ihn selbst? 8„ooo9— Franken.auf die Klägerin und 400009“

Franken auf jedes der drei Kinder; von dem monatlichen

Durchschnittseinkommen der Klägerin in Höhe von 14oooo9w

Franken entfielen auf sie selbst Soooo‚— Franken? auf den Versichert
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400009— Franken und auf das gemeinsame Kind Zoooo?m

Frankeno‚Verrechne man diese aus beiden Einkommen

gewonnenen Unterhaltsteile9 so ergebe sich? daß

der Versicherte an die Klägerin 800009_ o/o 4oooosm

= 400009— Franken hätte zahlen müssen? so daß sie

für sich allein l6ooooy— Franken zum Unterhalt gehabt

hätte9 während ihm selbst Zooooo„— Franken verblieben

wären° Dieser Betrag hätte ihm zwar nur notwendige

Ausgaben erlaubt9 müsse aber bei seinen Lebensver-

hältnissen als gerade noch angemessen bezeichnet

werden° Es könne daher ungeprüft bleiben; ob er nicht

im Hinblick auf seine umfangreichen Unterhaltsver—
pflichtungen eine höher bezahlte Beschäftigung hätte

aufnehmen müssen„ Der Klägerin selbst sei die Auf—

nahme einer Ganztagsbeschäftigung nicht zumutbar,

gewesen? weil sie ein voll pflegebedürftiges Kind

habe versorgen müsseno

Das LSGhat die Revision zugelasseno Die Beklagte rügt
mit der frist— und formgerecht eingelegten Revision

unrichtige Anwendung des 5 65 EKG sowie Verletzung

der 55 1037 l28des Sozialgerichtsgesetzes SGGJ„

Für die Beurteilung der Frage9 was als angemessener
Unterhalt der Klägerin anzusehen sei? komme es auf}

die Lebensverhältnisse der früheren Eheleute zur Zeit

der Scheidung ano Vor seiner Inhaftierung habe der

Versicherte nach seinen Beiträgen zur Invalidenverw

sicherung ein monatliches Einkommen von rund.2ooy— RU

gehabt° Hiernach sei der angemessene Unterhalt der

Klägerin damals auf etwa 659— RM anzusetzen; für das
Jahr 1958 sei dementsprechend unter Berücksichtung

der zu dieser Zeit maßgeblichen Lebenshaltungskosten

von einem Betrag von 12„000„— Franken auszugeheno

Da die Klägerin im letzten Jahr vor dem Tode des

Versicherten im Monatsdurchschnitt über 1700009—Franken
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verdient habe9 hätten die Erträgnisse ihrer Arbeit

zur Deckung des angemessenen Unterhalts ausgereicht;

so daß sie keinen eherechtlichen Unterhaltsansprudh

gegen den Versicherten gehabt habeo Die zusätzliche

Fürsorgeunterstützung sei ihr von der Stadt Volke

lingen mit Rücksicht auf die in ihrem Haushalt

lebenden Kinder‚ die Tochter Johanna und ein am 230

November 1944 unehelich geborenes Kind Elisabeth?

gewährt wordeno Demgemäß hätte der Versicherte die

Wirkungen des Unterhaltsurteils
vom 280 Juli 7944

zur Zeit seines Todes nach den Grundsätzen der @@

5237 707 der Zivilprozeßordnung (ZPO) beseitigen

können9 so daß auch kein Unterhaltsanspruch aus
”sonstigen Gründen” bestanden habe° Hilfsweise macht

die Beklagte geltend‚ das LSG habe nicht geprüft9 ob

das erwähnte Unterhaltsurteil nicht bereits durch

eine_Abänderungsklage des Versicherten beseitigt

werden war„ Ein solcher Gedanke liege angesichts

der sich aus der weiteren Eheschließung des Ver—

sicherten ergebenden Unterhaltsverpflichtungen gegenüber

der zweiten Ehefrau und den Kindern aus dieser Ehe naheo

Aus dem vorliegenden Beschluß des Amtsgerichts Völklingen

vom 160 Mai 19469 durch den die Zwangsvollstreckung auf

Grund des Pfändungs— und Überweisungsbeschlusses vom
240 ÄUgust 7944 auf_Antrag des Versicherten einstweilen
eingestellt wurde? ergebe sich? daß der Versicherteé

‚jedenfalls Maßnahmen zur Abänderung des Unterhaltsurteils
eingeleitet habe° Falls dieses Urteil nicht abgeändert

worden sei? müsse man davon ausgehen9 daß der Versicherte

sich auf die Erfolglosigkeit eines Vollstreckungsversuchs

verlassen konnteo Das LSG hätte sich daher zu weiteren Er—

mittlungen in dieser Richtung gedrängt fühlen müssen und

es habe9 da hierüber keine Feststellungen getroffen worden

sind? gegen seine Amtsermittlungspflicht und das Recht der
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”freien Beweiswürdigung verstoßena Jedenfalls hi

das LSG prüfen müssen? ob der auf 509“ Eeichsmarh
lauténde Titel zur Zeit des Todes des Versicherten

auf Saarmark oder Franken umgestellt war? da er

andernfalls praktisch wirkungslos gewesen wäre„

Auch werde die Auffassung des LSG9 daß die voll_

jährige Tochter Johanna infolge Krankheit voll

pflegebedürftig sei? so daß der Klägerin die Ver—

richtung einer ganztägigen Beschäftigung nicht zu—

gemutet werden könne9 durch die vorgelegte Be—

scheinigung nicht hinreichend gestützt° hit Rück“

sichtauf einen früheren Befundhericht? wonach die

Tochter für tauglich zu allen primitiveren‘ßrauene

arbeiten befunden worden sei? hätte das LSG den

Sachverhalt in dieser Richtung weiter ermitteln

müsseno Daß der Versicherte nicht unterhalts—

pflichtig gewesen sei9 ergehe sich auch daraus? daß

das Fürsorgeamt9 das die Klägerin seit 1945 unter—

stützt habe? eine solche Unterhaltsverpflichtung

bei Gewährung der Fürsorge nicht « wozu es
gegebenen—

falls gesetzlich verpflichtet gewesen wäre — in

533‘l?Anrechnung gebracht habe° Diesen Umstand habe d

LSG zu Unrecht nicht berücksichtigtc

Die Beklagte beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuhehen

und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil
des Sozialgerichts für das Saarland vom
270 November 1963 zurückzuweisen7

hilfsweise$ '
den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Lendessozielvericht
zurückzuverwe isen o

Die Klägerin beantragt?

die Revision zurückzuweiseno
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Sie hält das angefochtene Urteil für richtig(]

Die Beteiligten sind mit Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung einverstandeno

II»

Die Revision der Beklagten hat insofern Erfolg? als der

Rechtsstreit an das LSG zurückverwiesen werden muß; die

tatsächlichen Feststellungen des LSG reichen nämlich nicht

aus? die Verurteilung der Beklagten zur Leistung der "

Hinterbliebenenrente an die Klägerin als frühere Ehe—””

frau des Versicherten zu rechtfertigen[)

Da der Versicherte der Klägerin im letzten Jahre vor seinem

Tode keinen Unterhalt geleistet hat9 besteht nach 5 65 RKG

— jedenfalls für die Zeit vor dem 10 Juli 1965 — Anspruch auf

die genannte Leistung nur? wenn er ihr zur Zeit seines Todes?

doho während des let2ten wirtschaftlichen Dauerzustandes vor

seinem Tode? Unterhalt zu leisten hatteo Maßgeblich hierfür

sind die 55 589 59 des Ehegesetzes 1946 (Vglo BSG 59 277 ff)„

Nach @ 58 EheG hat der — wie hier — allein für schuldig er“

klärte Mann der Frau den nach den Lebensverhältnissen der

Ehegatten angemessen Unterhalt zu gewähreng soweit die Eine

künfte aus dem Vermögen der Frau — solche kommen hier wohl

nicht in Betracht — und die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit

nicht ausreichenc Es war also zunächst zu prüfen? welches

der “angemessene Unterhalt" der Klägerin war; hierbei sind

regelmäßig die Lebensverhältnisse der Ehegatten zur Zeit

der Scheidung zu berücksichtigen (BSG in SozB Nro l6 zu @ 1265

EVO)o Da der Versicherte zu dieser Zeit bereits inhaftiert

war9 muß auf die Zeit vorher zurückgegriffen werden„ Darüber9

welches Einkommen der Versicherte und möglicherweise die

Klägerin selbst damals katteng hat das LSG keine Feststellungen

getroffeno HiernaCh bestimmt sich aber unter Berücksichtigung

der Bedürfnisse des damals noch minderjährigen gemeinsamen

Kindes der für die Klägerin angemessene Unterhalt° Der vom LSG

tbenutzte Aufteilungsschlüssel9 wonach auf die Klägerin 2/7

des Erwerbs des Versicherten und gegebenenfalls 4/7 des eigew

nen Einkommens entfallen? erscheint für diese Errechnung des

_8„
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angemessenen Unterhalts geeignet Der hi1err ue.ch

errechnete Betrag muß dann noch auf die Wirtschaftsw

und Währungsverhältniss e umgestellt werden„

Zeit des Todes des Versicherten im Saarland Geltung

hatteno Durch diesen.Betrag des angemessenen Unter—

halts ist der Unterhä lbs pruch de r Klägerin nach

oben begrenzt; konnte sie die sen snncnessenen Unter»

ha1t durch zumutbare Erwerbstätigkeit selbst erlangen?

so hatte sie? ohné_daß es noch auf die Leistungs—

die zur

fähigkeit des Ehemannes ankommt9 gegen ihn keinen

Unterhaltsanspruch° Bei der Prüfung? ob die Kleagerin

hiernach zur Zeit des Todes ihres früheren Ehemanns

noch "unterhaltsbedürftig" war? äoho ihren enge—

messenen Unterhalt aus eigenen 3 nkün1 ten nicht bee

streiten konnte9 müssen ihre eigenen finanziellen

Unterhaltsverpflichtungen außer Betrac■zbleiben„

Solche Verpflichtungen sind nach @ 59 EheG nur auf

Aseiten des Unterhaltsverpflichteten, — hier else

des VersiCherten— bei der Prü1ung zu berucksichti eng
ob, und in welchem Umfang er leistungs fä‘ hig ist„

Die schlusselmäßige Verteilung? die das LSG vorge—

nommen hat9 bewirkt aber9 daß der Klägerin zu Uhr cht

ein Unterheltsanspruch-aus der Person des gemeinsamen

volljährigen Kindes
— gewissermaßen als Durchgangs—

posten — zugesprochen worden isto Sofern die Klägerin

ihren angemessenen Unterhalt nicht schon aus zumut—

barex'eigener.Erwerbstätigkeit„decren konnte; hatte sie

allerding O‘s grundsätzlich einen Anspruch auf Auffüllung

durch den Versid1erten9 der jedoch durch dessen

Leistungsfähigkeit begrenzt wurdeo Es kommt in diesem

Fall derauf an? ob der Versicherte bei Berücksichtigung

seiner sonstigen Verpflichtungen in der Lage war‚

ohne Gefährdung des eigenen angemessenen Unterhalts

seine Unterhaltsverpflichtungen gegenüber seinen

Kindern und der Klägerin voll zu erfüllen„ Isst d8.s

Tede. 1 dernicht möglich9 so muß der beiderseitige 1:
geschiedenen Ehegatten im entsprechenden Ve rhe %1 1, LG
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eingeschränkt werden? wobei dem Versicherten jedenfalls

der eigene notdürftige Unterhalt zu belassen “st (BSG

in SozB Nr„ 15 zu @ 1265 evo)o Die Verteilung richtet
sich gemäß @ 59 Abs° 1 EheG nach Billigkeitsgrundw

sätzen; hiernach erscheint es aber fraglich? ob für

die Klägerin zur Auffüllung der Differenz zwischen eigenem

Einkommen und angemesseü■nUnterhalt — sofern nach dem

weiter oben Gesagten eine solche überhaupt besteht —
neben den Ansprüchen der minderjährigen Kinder aus

zweiter Ehe noch ein Anteil in mehr als nur gring«

fügiger Höhe (so BSG 229 44) verbleith Dazu mufä.:f'est_
gestellt werden? welche Bedürfnisse diesen Kindern nach

den damaligen örtlichen Verhältnissen zuzubilligen sind

ind welche anderen Einkünfte ihnen eventuell zur Ver“

fügung gestanden haben° Eine rein schematische Aufteilung?

wie sie das LSG vorgenommen hat und nach welcher der Ver—

sicherte der erwerbstätigen Klägerin den gleichen Betrag
(4eoooy— Franken) leisten sollte wie den minderjährigen

Kindern aus zweiter Ehe? genügt für eine solche Billig—

Keitsentscheidung nicht9 zumal der Mindestbetrag für

Unterhaltsansprüche unehelicher Kinder damals bereits auf

Booooy— Franken festgesetzt war (Rechtsverordnung vom

28o12° 1956 _ ABl Saar So 1729 —)o Zugunsten der Klägerin
ist allerdings zu beachten? daß sie hinsichtlich des Untere
haltsanspruchs den volljährigen Kindern? hier also der

gemeinsamen Tochter Johanna nach @ 1609 übso 2 Satz 2 BGB

vorgehto

Erforderlichenfalls bedürfte es? wie das LSG zutreffend aus—

geführt hat9 noch der Prüfung? ob dem Versicherten nicht im

Hinblick auf seine verschiedenen Unterheltsverpflichtungen

zuzumuten war? einer besser entlohnten Beschäftigung nach—

zugeheno Die Unter1ältsfähigkeit des geschiedenen Ehemanns

— als Voraussetzung für den Unterhaltsanspruch der früheren
Ehefrau — entfällt nämlich nicht‚ wenn er es unterläßtv einer

‚.'I 0„„
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ihm zuzumutenden und sich ihm bietenden Erwerhsw

tätigkeit nachzugehen und er allein aus diesem

Grußde kein hinreichendes Einkommen hat9 um seiner
DQ/l‘...früheren Ehefrau Unterhalt leisten zu können („„„

Urteil vom 310501967 — 12 RJ 420/65—)0 "'

Andererseits rügt die Beklagte zu Recht die Festw

stellung des LSG9 die erwacrsene Tochter der Klägerin

sei ”unstreitig voll plegebedürftig” und es sei der

Klägerin aus diesem Grunde nicht zuzumuten? eine

Ganztagsbeschäftigung anzunehmeno Denn die sm"s—

ärztliche Bescheinigung vom 160 Januar 3958 lautet

nur dahin9 däß die Tochter infolge innersekretorischer

Drüsenstörungen srheitsunfähig nid dauernd außer“

stands sei? sich selbst zu unterhalten„ Bas bese„t

aber noch nicht9 daß sie besonderer Pflege und Be—

treuung bedurfte und nicht in der Lage war? die durch

sie im Haushalt verursachte Mahrarbeit durch ent“

sprechende Mithilfe wieder auszugleicheno Die Frage?

D
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5‘ob die Klägerin selbst Gelegenheit gehabt

eine ihr den Umständen nach zumutbare umfangreic ers
Tätigkeit ihren angemssenen Unterhalt zu erwerben;

müßte daher erforderlichenfalls neu geprüft werdeno

Die Revision wendet sich auch zu Recht gegen die Auf»

fassung des ISC—7 der Klägerin habe schon “aus sonstigen

Gründen"9 nämlich auf Grund des von ihr erwirkten

Unterhaltsurteils vom 280Juli 7944? ein Unterhalts—

anspruch gegen den Versicherten zur
Zeit seines

Todes zugestenden° Ob insoweit die Rüge unzureichender

Sachaufklärung durchgreifen würde7 weil das LSG die
Prüfung unterlassen hat9 ob nicht etwa — worauf eine

einstweilige Einstellung der Zwahgsvollstrechung im

Jahre 1946 hindeutet » dieses Urteil mit Rücksicht
”’rqauf die veränderten Verhältnisse inzwischen berei„„
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abgeändert worden war9 kann aber wohl dahinsteheno

Denn nach 5 3 des Gesetzes;Nr„ 571 (G 371} vom 10„

April 1955 (AB1 Saar 80 289) war die Zwanirsvoll»
streckung aus dem auf Reichsmark lautenden Urteil

von 1944 ohnehin seit dem”!o Juli 1953 unzulässig?

wenn dz3rin nicht der — nach der “44 VO über die Er—

höhung der Unterhaltsansprüche und sonstigen Beträge

in gerichtlichen Angelegenheiteh“ vom 22„ Februar 1952

(ABl Saar 31 555) sich ergebende 1 tatsächlich zu
leistende Erankenhetrag durch das für den Wohnsitz

der Kla;c rin zus ändige Amtsgericht eingetragen
war„

Ein solches Ei t1agunosveriahren nach der Durchi ührungs—-

ve10rdnung zu G 571 vom 155 Juni 1956 fABl Sear So 355}

— hiernach wird die Eintragung durch rechtsmittelfähigen

Gerichtshe8ßhluß7 erforderlichenfalls nach Anhörung dee

Sc1uldners und fakultätiver mündlicher Ve1he ndlung ange»

ordnet — hat offenbar nicht stattgefunden? da die von der

1Mligerin eingereichte9 nach dem Tode des Versicherten ge—

ierti3te Urteilsabschri1t keine Eintragung dieser Art

enthält Ein vblletreckbarer Unterhaltstitel9 der nzach

de r■echteprechung (säeschlo do Gr° Senats vom 270601965

— BSG 209 1) ein "sonstiger Grund" im Sinne des @ 1265

(@ 65 EKG) sein kann„ hat dann aber zur Zeit des Todes

nicht vorgelegen (vglo BSG in SozR Nr„ ‘3 zu @ 1265 BVG

undUrt„ v„ 11„2„1961_ 1 RA210/60—)„Damiterührigt
sich die Prüfung, ob der Versicherte wegen Änderung der

Verhältnisse eine Abänderung des Urteils hätte erreichen

könneno

Sollte sich hiernach ein Anspruch der Klägerin auf Hinter—

bliebenenrente nicht ergehen‚ so wäre für die Zeit vom

10 Juli 1965 an die Neuregelung nach Arto 1 @ 3 Nro 21 des
Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 90 Juni

1965 (BGBl I 476) zu berücksichtigen9 die von diesem Zeit—
punkt an auch schon fur Vereicherunvvialle gilt„ die „ wie

hiar — nach dem 310 Dezember 1956 eingetreten sind (Arte 5

& 1 Ahso 2 c? @6 Satz 3 RVÄndG)Ou
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Hiernach ist? wenn eine Witwenrente nicht zu ge—

währen ist — der Versicherte hat keine Witwe hinterw

lassen — der früheren Ehefrau auch dann Rente zu

gewähren? wenn eine Unterhaltsverpflichtung wegen
der Vermögens— und Erwerbsverhältnisse des Ver—

sicherten nicht bestanden hate Die Neuregelung

kann alerdings nur dann zu einem für die Klägerin

günstigeren Ergebnis führen9 wenn ein Unterhalts—

anspruch zur Zeit des Todes wegen mangelnder
Leistungsfühigkeit des Versicherten nicht verlag9

nicht auch dann? wenn sie selbst nicht unterhalten

bedürftig war‚ sondern den ihr nach den früheren '

ehelichen Lebensverhältnissen angemessenen Unterhalt

aus eigenen Einkünften bestreiten konnte und daher„1

des Unterhalts durch den Versicherten nicht bedurfte

(BSG in 3029 Nr° 3-1 zu €; 1265 avo')„

Da es nach alledem weiterer Feststellungen bedarfypdie

der Senat selbst nicht treffen konnte9 war das enge—

fochtene Urteil aufzuhehen und der Rechtsstreit an das

LSG zurückzuverweiseno

Im Einverständnis der Beteiligten konnte der Senat

ohne mündliche Verhandlung entscheiden (@ 124 A s„ 2

ioV0mo @@7559 765 SGG)O
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